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Brief marke an lässlich, der
EU-Ratspräsidentschaft

Freihandelszone zwischen den USA und

der EU nicht so verlaufen, wie man sich

das vorgestellt hatte. Am Datenschutz,

den Verbraucherlnnenrechten und an

mangelnder Transparenz in den Ver-
handlungen - um nur einige Stichworte
zu nennen - harkt es sich. Auch eine

bessere Koordinierung von Militärein-
sätzen - unter anderem in Afrika - soll
zur Sprache kommen.

Bleibt zu hoffen, dass Griechenland die

wichtige Chance der Ratspräsident-
schaft nicht ungenützt verstreichen lässt

und die Kräfte, die sich für eine verhält-
nismäßigere Austerität und aktive För-
derung des ìØirtschaftswachstums stark
machen, unterstützt.
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Seit 1. Jänner hat nun Griechenland für die erste Jahreshälfte 2014 zum fünften Mal

den Vorsitz im Ministerrat der EU inne. Das flehende Motto ist ,,Hoffnung" und soll

auf die Ziele,,Einsparungen, Wachstum und die Bekämpfung der illegalen Migration"
hinarbeiten.
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^f von außen kämpft Grie-
Z-¿ chenland um sein interna-
tionales Ansehen. Gleich wie für Ir-
Iand 2013 ist es aber unmöglich, die
Rolle als Ratspräsident von der Rolle
als Krisenland zu trennen. Außerdem
fallen die !Øahlen zum Europäischen
Parlament vom 22. bis 25. Mai, für
die das linke Bündnis (SYRIZA) aber
auch die rechtsextremistische,,Gol-
dene Morgenröte" große Zustimmung
finden, in die Präsidentschaft. Die Re-
gierung von Antonis Samaras verliert
zunehmend den Rückhalt in der Be-

völkerung. Umfragen zeigen, dass die
aktuelle Koalition aus Konservativen
(Nea Dimokratia), Sozialisten (PA-

SOK) und der Demokratischen Linken
(Dimar) bei '!Øahlen keine Mehrheit
mehr hätte. Die Regierung hat also eine

erfolgreiche Ratspräsidentschaft nötig.
Griechenland wird vorrangig darum
kämpfen, wieder ernst genommen zu
werden. Es müssen Erfolge sichtbar ge-

macht und es muss gezeigt werden, dass

es wieder bergauf geht. Ztsätzlich soll -
auch bei den Kosten der Präsidentschaft

- erkennbar sein, dass man in der Lage
ist, verantwortungsvoll zu wirtschaften.

WIRTSCHAFT UND BANKEN

Erstmals seit Jahren soll es heuer zu

einem kleinen'Wachstum von 0,6 Pro-
zent kommen. Zumindest sieht dies
der griechische Haushalt so vor. Auch
einen Primärùberschuss von knapp drei
Milliarden soll es Ende 2014 geben.
Griechenland tut also gut daran, auch
in Europa Maßnahmen zur Förderung
des V/irtschaftswachstums zu unterstüt-
zen um seinen SpielraLtm zu erweitern.

Auch der - schon längst

fälligen - Umsetzung der
Bankenunion kommt zen-

trale Bedeutung zu. Da-
mit sollen Sparer besser

geschützt und der Steuer-

zahler bei Pleiten geschont
werden.

ARBEITSLOSIGKEIT

Griechenland fordert mehr
Einsatz gegen die hohe Ar-
beitslosigkeit in den süd-

lichen EU-Ländern. lm ei-

genen Land stieg die Quote
im November 2013 auf die

Rekordhöhe von 27 Prozent.
'!lie weit ein weiteres Hilfs-
paket, wie vom deutschen Fi-
nanzminister Schãuble in Aus-
sicht gestellt, hier hilft oder
schadet, hängt von dessen

Ausgestaltung und Auflagen
ab. ìØeiteres Sparen würde die Situation
möglicherweise verschlechtern.

MIGRATION U ND FLÜCHTII NGE

Ein Thema, das in der gesamten EU von
Bedeutung ist, ist die prekäre Flüchtlings-
frage und die damit verbundene Situation
in Syrien und anderen Mittelmeer-An-
rainerstaaten. Es bleibt zu hoffen, dass

Griechenland hier - insbesondere bei

den humanitären Aspekten - Fortschritte

erzielt. Es geht dabei nicht zuletzt auch

um die Bekämpfung rechtspopulistischer,

nationalistischer und xenophober Strö-

mungen, die ganz Europa lähmen.

FREI HANDELSABKOM M EN U N D

MIL|TÄREINSÄTZE

Nicht zu vergessen ist, dass die Verhand-
lungen für die geplante transatlantische
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